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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


1 . zu der Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 13/2638, 13/3984 - 


Zur Wirtschafts- und Währungsunion 


2. zu der Großen Anfrage der Abgeordneten Joachim Poß, Ingrid Matthäus-Maier, 
Ludwig Eich, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 13/4189, 13/4531 - 


Teilnahmekriterien an der Europäischen Währungsunion 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Deutsche Bundestag hat am 2. Dezember 1992 mit großer 
Mehrheit das Gesetz zum Vertrag vom 7. Februar 1992 über 
die Europäische Union (Drucksache 12/3906) beschlossen. Dar- 
in wird die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion als 
„wichtiger Schritt zur Vertiefung der Integration im Rahmen 
der Europäischen Union, die so bald wie möglich zur Politi- 
schen Union ausgestaltet werden sollte", bezeichnet. In der 
Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD vom 
6. März 1996 (Drucksache 13/3984) hat die Bundesregierung 
festgehalten, daß „echte Fortschritte bei dem weiteren Ausbau 
der Europäischen Union zu einer Politischen Union unver- 
zichtbar" seien. 

Der Deutsche Bundestag stellt heute fest, daß der Ausbau der 
Politischen Union, die auch eine Sozial- und Umweltunion sein 
muß, weit hinter den Notwendigkeiten und Erwartungen 
zurückgeblieben ist. 

In seinem Beschluß vom 2. Dezember 1992 (Drucksache 
12/3906) hat der Deutsche Bundestag festgestellt, daß der 
Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungs- 
union auch eine Bewertung durch den Deutschen Bundestag 
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erfordert und die Bundesregierung demgemäß für ihr Stimm- 
verhalten bei Beschlüssen des Rates nach Artikel 109 j Abs. 3 
und 4 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Union des 
zustimmenden Votums des Deutschen Bundestages bedarf. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland hat ein übergeordnetes In- 
teresse an der europäischen Einigung und einer sich weiter ver- 
tiefenden europäischen Integration. Die europäische Einigung 
ist die Antwort auf die Erfahrungen der europäischen Ge- 
schichte und zweier verheerender Weltkriege. Sie ist die 
Grundlage und die Voraussetzung für eine unvergleichlich lan- 
ge Zeit des Friedens und der wirtschaftlichen Prosperität im 
Westen Europas. Sie hat dabei zu einer politischen und wirt- 
schaftlichen Verflechtung zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union beigetragen, die noch vor wenigen Jahr- 
zehnten unvorstellbar war. Deutschland ist heute in ein Netz- 
werk vielfacher Beziehungen mit seinen europäischen Nach- 
barn eingebunden, das aus institutionalisierter Konsultation 
und dem Bestreben um Interessenausgleich besteht und das 
heute nationale Alleingänge einerseits und Isolation von den 
Nachbarn andererseits erschwert. Die Europäische Union ge- 
währleistet so auf Dauer friedliches Zusammenleben mit un- 
seren Nachbarn. 

Europäische Einigung ist die beste Gewähr für das europäi- 
sche Deutschland, das wir wollen, und gegen einen Rückfall in 
den Nationalismus mit allen seinen Gefahren. Eine gefestigte 
Europäische Union, die stärker demokratisch legitimiert und 
deren Entscheidungen für Bürgerinnen und Bürger besser 
nachvollziehbar sind, bildet einen stabilisierenden Anker für 
ganz Europa und kann so zur Verbesserung der Lebensver- 
hältnisse in den Reformstaaten Mittel- und Osteuropas sowie 
in den an die Europäische Union grenzenden Regionen bei- 
tragen. 

Wichtig ist, daß die europäische Einigung Fortschritte für das 
praktische Leben der Bürgerinnen und Bürger bringt, regio- 
nale und nationale Eigenheiten respektiert, weitgehende Sub- 
sidiarität in der Wahrnehmung regionaler Aufgaben gewährt, 
die Entscheidungsproze sse der Institutionen zunehmend trans- 
parenter macht und demokratisch legitimiert, der Prozeß wirt- 
schaftlicher, sozialer und ökologischer Konvergenz konse- 
quent fortgesetzt und eine wechselseitige Überforderung bei 
der Austragung von Interessensunterschieden vermieden wer- 
den. Wichtige Voraussetzung, um verlorengegangenes Ver- 
trauen in den europäischen Prozeß zurückzugewinnen, ist eine 
Perspektive für die zentralen sozialen, ökonomischen und öko- 
logischen Probleme in den Mitgliedsländern der Europäischen 
Union auch mit den Instrumenten der europäischen Politik. 

Die Bundesrepublik Deutschland will die europäische Eini- 
gung voranbringen und damit der Gefahr der Renationalisie- 
rung entgegenwirken. 

3. Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion ist der zen- 
trale Schritt zur Vollendung des europäischen Binnenmarktes. 
Sie schafft verbesserte Chancen für die exportorientierte Wirt- 
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Schaft. Ohne eine gemeinsame Währung lassen sich nicht alle 
Vorteile aus dem großen gemeinsamen Markt entwickeln. Die 
Vorteile der gemeinsamen Währung bestehen nicht nur in den 
dann wegfallenden Umtauschkosten. Die Europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion ist auch ein Instrument gegen 
Währungsspekulation. 

Die Einführung der gemeinsamen Währung wird auch dazu 
führen, daß Wechselkursschwankungen nicht mehr zur Ver- 
fälschung der wahren Wettbewerbsverhältnisse führen. Dies 
wird sich positiv auf die Außenhandelsbeziehungen und das 
mittel- und langfristige Investitionsverhalten auswirken. Eine 
große Zahl an der Währungsunion teilnehmender Staaten mit 
stabiler Währung gewährleistet, daß die Bundesrepublik 
Deutschland innerhalb des Binnenmarktes vor Abwertungs- 
konkurrenz und Aufwertungsspekulation besser geschützt ist. 
Deshalb ist die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
ein Instrument, um Arbeitsplatzverluste durch Wechselkurs- 
schwankungen zu verhindern. 

Die gemeinsame Währung wird zudem in der Lage sein, ne- 
ben dem Dollar die Rolle einer weltweiten Leitwährung ein- 
zunehmen. Damit sinkt die einseitige Abhängigkeit der Teil- 
nehmerländer von den geldwirtschaftlichen Entwicklungen 
der anderen Welthandelsregionen. Die Europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion ist damit ein Instrument, um eine 
stärkere Unabhängigkeit von US-amerikanischer Konjunktur- 
und Finanzpolitik und den Entwicklungen im Yen-Raum zu er- 
reichen. Internationale Vereinbarungen wie die Europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion bringen die Chance, auf ver- 
schärfte, weltweite wirtschaftliche Konkurrenz mit vermehrter 
politischer Kooperation zu antworten. Die Vertiefung der Eu- 
ropäischen Union durch die Währungsunion verbessert die 
Chance, das europäische Gesellschaftsmodell zu stärken, das 
Demokratie, Marktwirtschaft und Sozialstaat auf zukunfts- 
fähige Weise vereint. 

Voraussetzung für das dauerhafte Gelingen der Währungs- 
union ist, daß sie von der Bevölkerung in Deutschland und in 
den Mitgliedsländern der Europäischen Union akzeptiert wird. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . die positiven Wirkungen des bisherigen Konvergenzprozesses 
für die Währungsstabilisierung deutlicher zu betonen und eine 
vertragskonforme Auslegung des Defizitkriteriums zu vertre- 
ten. Die vertragsgerechte Verwirklichung der dritten Stufe der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion einschließlich 
des Zeitplanes ist von zentraler Bedeutung. Eine Verschiebung 
der Währungsunion (etwa, weil die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Kriterien nicht vertragsgemäß erfüllt hätte), würde 
deutlichen politischen und ökonomischen Schaden zur Konse- 
quenz haben. Durch die im Maastricht- Vertrag festgehaltenen 
Konvergenzkriterien ist viel für die Währungsstabilität in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union erreicht worden. Der 
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durch den Maastricht- Vertrag eingeleitete Konvergenzprozeß 
hat zu einer stark verbesserten Preisstabilität in vielen Ländern 
der Europäischen Union geführt. Das Zinsniveau hat sich in 
ähnlich positiver Form entwickelt. Ebenso sind heute die Wech- 
selkurse zwischen vielen EU-Mitgliedstaaten in einem hohen 
Maß stabil. Hinsichtlich dieser monetären Kriterien ist inzwi- 
schen eine so weitgehende Konvergenz zwischen einer ganzen 
Reihe von EU-Mitgliedstaaten erreicht, wie sie durch den 
Maastricht- Vertrag verwirklicht werden sollte. 

Die Bundesregierung versucht, die fiskalischen Kriterien zu er- 
füllen, indem sie nötige Wachstums- und beschäftigungsför- 
dernde Maßnahmen auf der Ausgaben- und Einnahmeseite des 
Budgets unterläßt. Mit ihrer Weigerung, die Massenarbeitslo- 
sigkeit wirksam zu bekämpfen, erreicht sie allerdings genau 
das Gegenteil: Durch die Steuerausfälle aufgrund der schlech- 
teren Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung und die 
Mehrausgaben wegen des dramatischen Anwachsens der Ar- 
beitslosigkeit führt die Bundesregierung Deutschland im Er- 
gebnis weiter von der Erfüllung der fiskalischen Kriterien weg. 
Die Verunsicherung der Öffentlichkeit wegen eines möglichen 
Konfliktes zwischen der Erfüllung der Kriterien und der Ein- 
haltung des Zeitplanes ist daher von der Bundesregierung zu 
vertreten; 

2, ihre Politik des Sozialabbaus zu beenden und die völlig un- 
zulässige Verkopplung der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion mit einer Politik der Sozialkürzungen aufzu- 
geben. 

Wer so handelt, entzieht der europäischen Einigung die Un- 
terstützung durch die Bevölkerung. Er macht für seine falsche, 
unsoziale und beschäftigungsfeindliche Politik irrigerweise die 
Europäische Union verantwortlich. Niemand zwingt aber die 
Bundesregierung zu der verfehlten Steuer- und Finanzpolitik, 
die sie bisher betreibt - außer ihrem eigenen neoliberalen Dog- 
ma. Es ist die Politik der Bundesregierung, die die Massenar- 
beitslosigkeit durch eine Vielzahl von Leistungskürzungen 
noch verschärft; 

3. durch mutige Weichenstellungen auf der europäischen Ebene 
die Verwirklichung einer Sozialen Union und eine Mitverant- 
wortung für das Erreichen eines hohen Beschäftigungsstandes 
zu gewährleisten. 

Die Europäische Währungsunion wird nur mit einer sie flan- 
kierenden und ausbalancierenden Politischen Union, mit einer 
aktiven, gezielten Beschäftigungspolitik, mit einer stärkeren 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik mit dem Ziel von mehr 
Beschäftigung und mit Maßnahmen gegen Steuerdumping in 
der Europäischen Union auf Dauer gelingen. 

Inzwischen hat der Rat der Europäischen Finanzminister in sei- 
nem „Pakt für Stabilität und Wachstum“ Verabredungen ge- 
troffen, die geeignet sein sollen, auch nach dem Übergang in 
die dritte Stufe der Europäischen Wirtschafts- und Währungs- 
union die Beibehaltung der Konvergenz zu gewährleisten. Es 
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fehlt jedoch eine zureichende Vereinbarung von Mechanis- 
men, wie nicht nur die monetäre Konvergenz beibehalten wer- 
den kann, sondern wie sich unter den Bedingungen der ge- 
meinsamen Währung die Haushalts-, Fiskal- und 
Wirtschaftspolitik in die gleiche Richtung weiterentwickeln. 
Eine Vereinbarung enger haushaltspolitischer-, fiskal- und 
wirtschaftspolitischer, insbesondere beschäftigungspolitischer 
Kooperation zwischen den Staaten, die an der dritten Stufe der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion teilnehmen, ist 
daher notwendig. 

Unter den Bedingungen der Währungsunion werden In- 
flationsunterschiede, die es auch innerhalb eines Gebietes 
einheitlicher Währung gibt, vor allem aber Produktivitätsun- 
terschiede nicht mehr über Wechselkursanpassungen ausge- 
glichen werden können. Solche Differenzen werden dann über 
die Arbeitsmärkte (Einkommen und Beschäftigung) ausgegli- 
chen. 

Um solchen nachteiligen Entwicklungen nach Möglichkeit vor- 
zubeugen, verlangt der Deutsche Bundestag die Entwicklung 
eines Ko operations Verfahrens, das die Mitgliedstaaten der 
Währungsunion im Rahmen und in Verbindung mit einer en- 
geren haushalts- und fiskalpolitischen Abstimmung über 
wachstumsorientierte, wirtschafts-, arbeitsmarkt-, sozial- und 
umweltpolitisch gleichgerichtete Politiken in der Europäischen 
Union vereinbaren. 

Dies bedeutet nicht die Entwicklung eines neuen Transfersy- 
stems in der Europäischen Union; 

4. sich für die Weiterentwicklung der Politischen Union einzu- 
setzen. Die Politische Union muß die Europäische Wirtschafts- 
und Währungsunion flankieren. Die z. Z. tagende Regierungs- 
konferenz zur Überprüfung des Maastricht- Vertrages hat bis- 
her nur in wenigen und weniger bedeutenden Bereichen des 
Vertrages Einvernehmen über anzustrebende Fortschritte er- 
zielen können. Entscheidende Schritte zur Verwirklichung der 
Politischen Union müssen endlich vereinbart werden; 

5 . zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit und zum Ausbau 
der sozialen Mindeststandards alle Kräfte zu bündeln. 

Der Deutsche Bundestag verlangt daher die Integration des 
Sozialabkommens und des Sozialprotokolls in den Maastricht- 
Vertrag sowie die Verankerung wichtiger sozialer Grundrechte 
wie die grenzüberschreitende Koalitionsfreiheit. Der Deutsche 
Bundestag befürwortet in der Europäischen Union die Ver- 
wirklichung der Vorschläge des Weißbuchs der Europäischen 
Kommission zu Wachstum, Beschäftigung und Wettbewerbs- 
fähigkeit und für einen Vertrauenspakt für mehr Beschäfti- 
gung. Er spricht sich für EU- weite einheitliche Umwelt- und 
Sozialstandards aus, um Innovation zu fördern und Arbeits- 
plätze zu erhalten. Der Deutsche Bundestag verlangt insbe- 
sondere den Einstieg in die ökologische Steuerreform mit einer 
gleichzeitigen Entlastung des Faktors Arbeit. Die Bundes- 
regierung wird aufgefordert, die Vorschläge aus der EU- 
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Kommission zur Vereinbarung einer effektiven Mindest- 
besteuerung der Unternehmen zu unterstützen. Die Bun- 
desregierung wird ebenfalls aufgefordert, gemeinsam mit den 
anderen Mitgliedstaaten und der EU-Kommission die beste- 
henden Fälle des Steuerdumpings zu beseitigen und wirksa- 
me Maßnahmen zu vereinbaren, um künftig Steuerdumping 
zu vermeiden und damit einer weiteren Destabilisierung der 
nationalen Haushalte mit der Folge einer Verschärfung der 
Massenarbeitslosigkeit entgegenzuwirken. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, keine weiteren sozia- 
len Einschnitte und Kürzungen von öffentlichen Investitionen 
vorzunehmen und sich verstärkt für eine Modernisierungsof- 
fensive unter Vorziehung von Investitionsvorhaben in Deutsch- 
land, aber auch in der Europäischen Union einzusetzen. Denn 
der Erfolg der Währungsunion hängt entscheidend von der Ent- 
wicklung der Volkswirtschaften ab. Um die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und die Europäische Union insgesamt auf 
die Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit zu verpflichten, 
müssen verbindliche Regelungen für eine aktive Beschäfti- 
gungspolitik im Maastricht-Vertrag verankert werden. 

Der Vorschlag der irischen Ratspräsidentschaft für ein solches 
Beschäftigungskapitel ist eine gute Grundlage dafür. Die Bun- 
desregierung wird auf gef ordert, sich bei der Regierungskon- 
ferenz für diesen Vorschlag einzusetzen und ihre Versuche auf- 
zugeben, entsprechende Bestimmungen zu verwässern. Es 
geht darum, die EU-Mitglieder auf das politische Ziel einer er- 
höhten Beschäftigung hin zu orientieren und auf EU-Ebene 
Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungssituation zu 
koordinieren und zu initiieren. Ohne entsprechende vertragli- 
che Regelungen für eine aktive Beschäftigungspolitik wird der 
Deutsche Bundestag den von der Regierungskonferenz revi- 
dierten Maastricht- Vertrag nicht ratifizieren; 

6. Stabilität durch Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit zu 
schaffen. Konvergenz ist nicht nur ein Thema der Kriterien, 
sondern der realwirtschaftlichen Entwicklung und der Unter- 
stützung durch die Bevölkerung, denn die europäische Inte- 
gration wird durch die Menschen selbst verwirklicht. 

Die Bundesregierung muß aus den Ergebnissen ihrer geschei- 
terten Politik Konsequenzen ziehen und ihr Vorgehen ändern. 

Durch eine Beschäftigungswende müssen die Voraussetzun- 
gen für den Abbau der Massenarbeitslosigkeit, die Verbesse- 
rung der Einnahmesituation des Staates und den Abbau der 
konjunkturellen Defizite der öffentlichen Hand geschaffen 
werden. Der Deutsche Bundestag verlangt dies vor allem des- 
wegen, weil er der vertragsgerechten Verwirklichung der Eu- 
ropäischen Wirtschafts- und Währungsunion hohe Priorität ein- 
räumt. 


Bonn, den 14. Mai 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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